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Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Erzie­
hung und Entwicklung des Kindes bei dem vor­
geschlagenen Erziehungsberechtigten vorliegen. 
Allein eine günstige Entwicklung der persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse des vorgeschlage­
nen Erziehungsberechtigten rechtfertigt in der 
Regel nicht die Änderung des Erziehungsrechts.

25. Eine Klage auf Änderung kann gerechtfertigt sein, 
wenn sie bezweckt, die rechtlichen mit den tatsäch­
lichen Verhältnissen in Übereinstimmung zu brin­
gen. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn die Ehe der 
Eltern geschieden wurde und die Verhältnisse sich 
so gestalten, daß der Nichterziehungsberechtigte 
die Kinder erzieht. Meist besteht in diesen Fällen 
bereits eine feste Bindung des Kindes zum künfti­
gen Erziehungsberechtigten, die Anlaß für die 
Trennung vom Erziehungsberechtigten gewesen 
sein kann. Der Erziehungsberechtigte stimmt häufig 
der Änderung auch zu. Bei Vorliegen eines solchen 
Tatbestandes kann sich die Prüfung des Gerichts 
darauf beschränken, ob die Entwicklung des Kindes 
bei dem künftigen Erziehungsberechtigten gesichert 
ist.

26. Wird die Änderung des Erziehungsrechts nur für 
ein Kind von mehreren im Haushalt des Erzie­
hungsberechtigten lebenden Kindern beantragt, ist 
zu prüfen, inwieweit sich eine Trennung von den 
Geschwistern nachteilig auf die weitere Entwick­
lung des Kindes auswirken könnte.

In Fällen, in denen sich die Änderung wegen der 
in der bisherigen Erziehung aufgetretenen Mängel 
als notwendig erweist, hat die Prüfung sich darauf 
zu erstrecken, ob sich Schwierigkeiten auch hin­
sichtlich der übrigen Kinder ergeben, die die Ein­
leitung entsprechender Maßnahmen durch das 
Organ der Jugendhilfe erforderlich machen, auf die 
das Gericht hinzuweisen hätte.

27. Stellt das Gericht auf Grund des Sachverhalts fest, 
daß die Voraussetzungen für den Entzug des Erzie­
hungsrechts nach § 51 FGB vorliegen, hat es dem 
Organ der Jugendhilfe einen entsprechenden Hin­
weis zu geben. Wird die bisher auf §48 FGB ge-, 
stützte Klage nicht geändert, ist das Verfahren auf 
dieser Rechtsgrundlage durchzuführen und ihr, 
wenn die Voraussetzungen vorliegen, stattzugeben.

28. In Fällen, in denen durch die Änderung des Erzie- 
huhgsrechts der bisherige Erziehungsberechtigte ge­
setzlich zur Unterhaltszahlung verpflichtet ist — das 
kommt besonders dann in Frage, wenn nach Schei­
dung der Ehe der Eltern nunmehr der nichterzie- 
hungsberechtigte Elternteil das Erziehungsrecht 
übertragen bekommt — ist in entsprechender An­
wendung von § 25 Abs. 1 FGB und § 51 Abs. 2 FGB 
der Unterhalt von Amts wegen feslzusetzen, den 
der verklagte Elternteil an den künftigen Erzie­
hungsberechtigten zu zahlen hat.

Soll eine vergleichsweise Regelung getroffen wer­
den, muß insoweit der künftige Erziehungsberech­
tigte dem Verfahren beitreten (§ 794 Abs. 1 Ziff. 1 
ZPO). Der Vergleich ist unter dem Vorbehalt ab­
zuschließen, daß das Erziehungsrecht antragsgemäß 
übertragen wird. Er ist durch das Gericht gemäß 
§ 20 FVerfO zu bestätigen.

Dem künftigen Erziehungsberechtigten steht hin­
sichtlich der Unterhaltsregelung in entsprechender 
Anwendung von §§ 41, 23 Abs. 4 FVerfO ein Rechts­
mittel zu. Soweit es sich gegen die Bestätigung des 
Vergleichs richtet, ist es nur im Rahmen des § 20 
Abs. 3 FVerfO zulässig.

Für die Unterhaltsfestsetzung sind in entsprechen­
der Anwendung von § 43 Abs. 4 FVerfO keine Ge­
bühren zu erheben.

A b s c h n i t t  D

§§ 51, 26 Abs. 1 FGB -
Entzug und Rückgabeübertragung des Erziehungsrechts

I.

29. Als äußerste Maßnahme kann der Entzug des Er­
ziehungsrechts dann ausgesprochen werden, wenn 
er zur Gewährleistung einer gesunden körper­
lichen, geistigen und moralischen Entwicklung der 
Kinder unerläßlich ist. Seine Voraussetzungen, 
schwere schuldhafte Verletzung der elterlichen 
Pflichten durch den Erziehungsberechtigten und 
hierdurch eingetretene Gefährdung der Entwick­
lung der Kinder, sind sorgfältig zu prüfen, da er für 
die Kinder und die Eltern zu weitreichenden Fol­
gen führt, die in der Regel endgültigen Charakter 
haben. Eine Begrenzung des Entzuges auf Zeit ist 
nicht zulässig.

30. Schwere Versäumnisse sind gegeben, wenn die Er­
ziehungsberechtigten den Mindestanforderungen 
für eine ausreichende körperliche, geistige und mo­
ralische Entwicklung der Kinder nicht gerecht wer­
den und hierdurch die Vorzüge der Familienerzie­
hung nicht mehr bestehen.

Oft werden Maßnahmen des Organs der Jugend­
hilfe nach § 50 FGB vorangegangen sein, die zu 
keiner Veränderung im Verhalten der Eltern zu 
ihren Erziehungs- und Betreuungspflichten geführt 
haben. Das schließt nicht aus, daß bei besonders 
schwerwiegenden Versäumnissen, die auch in einer 
einmaligen Handlung gesehen werden können 
(z. B. Straftat gegenüber den Kindern), auch ohne 
vorherige Maßnahme nach § 50 FGB der Entzug 
ausgesprochen werden kann.

31. Die schweren Versäumnisse müssen auf einem Ver­
schulden des Eltemteils beruhen. Er muß nach sei­
nen geistigen Fähigkeiten in der Lage sein, seine 
Pflichten gegenüber den Kindern zu erkennen und 
gemäß diesen Pflichten zu entscheiden. Steht fest, 
daß ein Erziehungsberechtigter nicht voll geschäfts­
fähig im Sinne der §§ 104, 106, 114 BGB ist, besteht 
fü,r den Entzug des Erziehungsrechts kein Raum, da 
ihm nach § 52 FGB dieses dann nicht zusteht. Las­
sen Umstände darauf schließen, daß ein Erzie­
hungsberechtigter im Hinblick auf § 104 Ziff. 2 BGB 
nicht geschäftsfähig sein könnte, ist durch Einho­
lung eines psychiatrischen Gutachtens der Sachver­
halt zu klären (vgl. OG-Urteil vom 1. August 1968 
- 1 ZzF 11/68 - NJ 1968 S. 540).

32. Die Pflichtverletzungen werden dann schuldhaft 
begangen, wenn der Erziehungsberechtigte weiß, 
daß er den Mindestanforderungen seiner sich aus


